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Nichts liegt weniger offen vor Augen als das öffentliche Leben. 
Es könnte sogar fraglich erscheinen, ob es ein solches gibt oder 
jemals gegeben hat. Denn was ist öffentliches Leben? Es ist 
nicht das Leben auf der Straße und auf dem Markte. Es ist 
nicht das Amtieren des Richters oder des Lehrers. Es besteht 
nicht in Wahlversammlungen und Parlamentsverhandlungen, 
öffentliches Leben unterscheidet sich vom Privatleben nicht da¬ 
durch, daß sich das eine im Hause, das andere vor den Augen 
der Menge abspielt. Eine Sache wird zu einer öffentlichen Ange¬ 
legenheit nicht durch die Zahl derer, die sie sich angelegen sein 
lassen, sondern allein durch die Art des Interesses, das ihr inne¬ 
wohnt. Freilich kann es nur ein allgemeines Interesse sein, was 
ihr den öffentlichen Charakter verleiht, aber das doch nicht 
in dem Sinne, als ob dies Interesse in jedem Mitglied der Gesell¬ 
schaft wirklich lebendig wäre, sondern in dem Sinne, daß ein jeder 
es bei hinreichender Bildung als das seine erkennen würde. Das 
öffentliche Interesse wird nicht durch das subjektive Bedürfnis 
Einzelner bestimmt, und ein Privatinteressc kann auch durch 
die wachsende Zahl derer, die es teilen, nicht zum öffentlichen 
Interesse werden. 

Ein öffentliches Leben ist daher ein solches, das nicht im 
Dienste von Privatintcressen steht, mögen dies die Interessen 
einiger oder vieler oder auch aller in der Gesellschaft sein. Die 
Öffentlichkeit des Lebens hängt nicht von der faktischen Über¬ 
einstimmung der Einzelnen in der W'ahl ihrer Zwecke ab, sondern 
von der Eigenart der Zwecke selbst, die die Gestaltung des gesell¬ 
schaftlichen Lebens bestimmen, nämlich davon, daß dies nicht 
beliebige Zwecke sind, sondern notwendige Zwecke von jeder¬ 
mann, d. h. solche, die sich jeder Mensch zu eigen machen muß, 
sofern er nur hinreichend gebildet ist. 
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Die Allgemeinheit hat zwar als solche keine Zwecke, und auc 
die öffentlichen Zwecke können daher nur durch Interessen Eil 
zelner bestimmt sein und nur durch das Handeln Einzelner vei 
wirklicht werden. Denn niemand kann Zwecke verfolgen als dt 
Einzelne. Ein Zweck ist aber als öffentlicher dadurch charaktt 
risiert, daß er dem Menschen durch die Vernunft vorgezeichm 
wird. Eben dadurch muß er zum wirklichen Zweck eines jede 
werden, dessen Wille durch Vernunft bestimmt wird, und da 
heißt: für jeden hinreichend Gebildeten. 

Fragen wir nun, welche Anforderungen erfüllt sein müsser 
damit das öffentliche Leben seinen Namen wirklich verdient, s 
können wir, auch ohne auf den Inhalt der Ideale des öffentliche 
Lebens einzugehen, bereits aus dem soeben erklärten Begrij 
eines solchen eine weittragende Forderung ableiten. Welch 
Zwecke es nämlich auch sein mögen, die die Vernunft dem öffent 
liehen Leben vorzeichnet, so folgt doch schon aus dem bloße 
Begriff solcher Zwecke die Anforderung einer Gestaltung de 
gesellschaftlichen Lebens, die die Möglichkeit der Erfüllung diese 
Zwecke bietet, ja die darüber hinaus — soviel wenigstens von ih 
abhängt — auch mit Notwendigkeit zur Erfüllung dieser Zw'cck' 
führt. Das öffentliche Leben entsteht durch die Gemeinschaf 
vernünftiger Wesen als solcher. Welche Zwecke aber auch al 
vernünftig gelten mögen, so ist doch die notwendige Bcdingunj 
ihrer Verwirklichung die Möglichkeit des zweckmäßigen Verhal 
tens überhaupt. Die Möglichkeit, zweckmäßig zu handeln, bc 
ruht aber ihrerseits auf der Vorausbestimmbarkeit des Erfolg: 
des Handelns. Die Zweckmäßigkeit des Handelns wird also nu: 
durch die Ausschließung der Unbestimmtheit seines Erfolges ge 
sichert. Die erste Anforderung an das öffentliche Leben ist dahei 
die Einführung solcher Formen der Gesellschaft, d. h. des Vor 
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kehrs der Menschen unter einander, daß dadurch der Erfolg des 
Handelns des einen und anderen in ihrem wechselseitigen Ver¬ 
halten dem unbestimmten Zufall entzogen wird. Ein vernünftiger 
Verkehr muß zu allererst ein friedlicher Verkehr sein. Diese An¬ 
forderung entspringt nicht erst aus dem Ideal des Rechts, son¬ 
dern, schon unabhängig von diesem, aus dem bloßen Begriff eines 
Ideals des öffentlichen Lebens. Wo nämlich die Gewalt das 
Wechselverhältnis vernünftiger Wesen regelt, da ist es dem Zu¬ 
fall überlassen, ob die Regelung ihres Verkehrs gemäß dem Ideal 
der Gemeinschaft erfolgt, wodurch dessen Inhalt auch immer be¬ 
stimmt sein mag. Es muß also an die Stelle des bloßen Gewalt¬ 
verhältnisses ein friedlicher Verkehr treten. Die Sicherheit der 
Formen des friedlichen Verkehrs besteht aber nur vermöge der 
Organisation der Gesellschaft. 

Organisation ist eine solche Gestaltung einer Gesellschaft, daß 
die Erfüllung des Zwecks dieser Gesellschaft dem Zufall entzogen 
wird. Sie beruht also auf äußeren Einrichtungen, die die Be¬ 
stimmung und Erreichung des Zwecks der Gesellschaft von der 
bloßen Einsicht und dem Belieben der Einzelnen unabhängig 
machen. Die Organisation der Gesellschaft verlangt daher ein¬ 
mal die Feststellung derjenigen Formen des Verkehrs, die der 
Zweck der Gemeinschaft erfordert, und andererseits Sicherung die¬ 
ser Formen, um ihre Innehaltung dem individuellen Belieben der 
Glieder der Gesellschaft zu entziehen. Daher die beiden Anfor¬ 
derungen an das öffentliche Leben: einerseits gesetzliche Ord¬ 
nung des Verkehrs und andererseits Sicherung dieser Formen 
durch eine der Willkür der Einzelnen überlegene Macht. 

Eine Organisation der Gesellschaft ist nun in dreifacher Hin¬ 
sicht möglich und erforderlich. Es kann nämlich im Verkehr der 
eine vom anderen auf dreierlei Weise abhängig und dadurch seiner 
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Willkür unterworfen werden. Eine solche Abhängigkeit kam 
einmal geradezu auf physischem Zwang beruhen. Andererseit 
kann sie darauf beruhen, daß der eine hinsichtlich der Mitte 
zur Befriedigung seiner Interessen von der Willkür des anderei 
abhängig ist, d. h. seine Interessen nur so weit befriedigen kann 
als der andere, der über die Mittel zu ihrer Befriedigung verfügt 
es zuläßt. Und hier wiederum ist zu unterscheiden, ob es siel 
um die Befriedigung subjektiver oder objektiver Interessen han 
dclt. Subjektive oder auch sinnliche Interessen nenne ich solche 
die nur durch die Stärke des faktischen Bedürfnisses bestimm 
sind, objektive oder ideale dagegen solche, die sich, unabhängig 
von der Stärke des subjektiven Bedürfnisses, durch das Urtei 
darüber bestimmen, was erstrebenswert ist. Die einen beziehe? 
sich auf den Lebensgenuß, die anderen auf den Wert des Lebens 

Die Organisation der Gesellschaft kann daher einmal die Rege¬ 
lung des physischen AbhängigkcitsVerhältnisses der einen vor 
den anderen betreffen; dies ist die politische Organisation in 
engeren Sinne des Wortes. Sie kann zweitens die Abhängigkeil 
der einen von den anderen hinsichtlich der Mittel zur Befrie 
digung der Bedürfnisse regeln; dies ist die wirtschaftliche Or 
ganisation der Gesellschaft. Endlich kann sie das Verhältnis 
der geistigen Abhängigkeit der einen von den anderen in der Ge¬ 
sellschaft regeln; dies ist die kulturelle Organisation der Gesell¬ 
schaft. Die erste Art der Organisation betrifft unmittelbar den 
äußeren physischen Verkehr, die zweite das, was man im engeren 
Sinn den Güterverkehr nennen kann, die dritte den Gedanken¬ 
verkehr. 

Eine weitere Frage erst ist es, im Dienste welcher Zwecke die 
eine oder andere Organisation der Gesellschaft stattfindet. Was 
diese Frage betrifft, so kann die Organisation der Gesellschaft 
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entweder im Dienste von Privatzwecken oder im Dienste von 
öffentlichen Zwecken stehen. Eine Organisation der Gesellschaft 
im Dienste von Privatzwecken heißt despotisch. Demgemäß 
lassen sich drei Formen des Despotismus denken: erstens poli¬ 
tischer Despotismus, zweitens wirtschaftlicher Despotismus und 
drittens geistlicher Despotismus. Wir wollen diese der Reihe nach 
ins Auge fassen. 

Despotismus überhaupt entsteht dadurch, daß in der Gesell¬ 
schaft nicht das Ideal des öffentlichen Lebens gilt, sondern die 
subjektive Willkür herrscht, sei dies die Willkür eines einzigen 
oder mehrerer oder noch so vieler in der Gesellschaft. Die Will¬ 
kür aber wird bestimmt durch die bloße Stärke des Privatinter¬ 
esses. 

Despotismus ist nun in dreifacher Form möglich, gemäß den 
drei Arten der Organisation einer Gesellschaft überhaupt. 

Die Willkür kann nämlich erstens herrschen auf Grund eines un¬ 
mittelbaren Gewaltverhältnisses vermöge der Unterwerfung der 
Gesellschaft unter die Gewalt des Despoten. Dies nenne ich den 
politischen Despotismus. Für diesen Begriff des politischen Des¬ 
potismus kommt es nicht darauf an, ob die Gewalt geradezu 
angewandt oder nur angedroht wird. Ob die Einzelnen der 
Anwendung der Gewalt freiwillig zuvorkommen, macht hier¬ 
für keinen Unterschied; denn auch die angedrohte Gewalt ist nur 
insofern wirksam, als sie gegebenenfalls wirklich angewandt wird. 
Der Despotismus ist daher sehr wohl auch in einer der Form nach 
friedlich organisierten Gesellschaft möglich, wenn er sich nämlich 
in der Form allgemeiner Gesetze geltend macht, in denen der Des¬ 
pot seinen Willen niederlegt und deren Befolgung er durch An¬ 
drohung von Gewalt erzwingt. Man nennt die Gewalt, sofern sie 
im Dienste der Organisation der Gesellschaft steht, Polizeigewalt, 
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und, sofern sie nicht nur im Inneren der Gesellschaft, sonder 
auch nach außen hin gebraucht wird, Militärgewalt. Der p* 
litische Despotismus herrscht also durch Militärgewalt, und w 
können diese Form des Despotismus als militärischen Despoti: 
mus oder Militarismus bezeichnen. 

Der Despotismus kann zweitens erscheinen in der Form eint 
wirtschaftlichen Organisation der Gesellschaft. Der wirtschaf 
liehe Despotismus beruht darauf, daß die einen über die ar 
deren herrschen auf Grund eines Monopols. Ein Monopolvei 
hältnis liegt vor, wenn Einzelne in der Gesellschaft die alleinig 
Verfügung über gewisse Güter haben und dadurch andere von 
Genuß oder Gebrauch dieser Güter willkürlich ausschließen kön 
nen. Sofern nun die anderen ein Bedürfnis nach dem Genul 
oder Gebrauch dieser Güter haben, werden sie von der Willkü 
der Monopolbesitzer abhängig, indem diese ihnen die Bedingungci 
vorschreiben können, unter denen allein sie zum Genuß oder Gc 
brauch dieser Güter und also zur Befriedigung ihrer Bedürfnisst 
zu gelangen vermögen. Man kann daher diese Form des Despo 
tismus monopolistischen Despotismus nennen oder Monopolis 
mus. Sofern das Monopol insbesondere im ausschließlichen Be¬ 
sitz der Produktionsmittel besteht, kann man ihn Kapitalismus 
nennen; denn Kapitalismus ist die Form einer Gesellschaft, in 
der eine bestimmte Klasse im ausschließlichen Besitz der Pro¬ 
duktionsmittel ist, d. h. der Mittel zur Beschaffung der für die 
Befriedigung der Bedürfnisse erforderlichen Güter. Wo daher 
diese der Befriedigung der Bedürfnisse dienenden Güter nicht 
unmittelbar zur Verfügung stehen, sondern nur durch Arbeit 
erworben werden können, da sind die Einzelnen auf den Gebrauch 
der Produktionsmittel angewiesen, um zur Befriedigung ihrer 
Bedürfnisse zu gelangen, und so geraten sie in die Abhängigkeit 
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der Kapitalisten, die ihnen nach willkürlichem Ermessen die Be¬ 
dingungen diktieren, auf deren Annahme sie zur Fristung ihrer 
Existenz angewiesen sind. Die Ausnützung der absichtlich her¬ 
beigeführten oder aufrecht erhaltenen Notlage eines anderen zur 
Erreichung eines privaten Vorteils nennt man Erpressung. Der 
wirtschaftliche Despotismus herrscht also durch Erpressung, so 
wie der politische durch unmittelbare Gewalt. 

Der Despotismus in der Organisation des Gedankenverkehrs 
endlich ist der geistliche Despotismus. Es gibt nämlich nicht 
nur ein Monopol, wodurch die einen die anderen in wirtschaft¬ 
licher Abhängigkeit halten, sondern auch ein Monopol an geistigen 
Gütern, das sich darin äußert, daß die einen sich des — sei es 
wirklichen oder vermeintlichen — ausschließlichen Besitzes der 
Mittel zur Erlangung des Seelenheils bedienen, um den anderen 
die Bedingungen vorzuschreiben, die diese zur Erlangung ihres 
Seelenheils annehmen müssen, eben darum, weil sie, um dies 
Ziel zu erreichen, von einem fremden Willen abhängig sind oder 
doch vermeinen, es zu sein. Das geistliche Monopol besteht 
also in dem ausschließlichen Besitz der Schlüssel, die den Zugang 
zum Seelenheil eröffnen, oder in der Kunst, andere zu überreden, 
man befinde sich in diesem Besitz. Und der geistliche Despotis¬ 
mus beruht auf einer Organisation des Gedankenverkehrs der 
Art, daß die einen von den anderen in Abhängigkeit gehalten 
werden hinsichtlich der Erkenntnis der Mittel zur Erwerbung 
des Seelenheils: Auf Grund der wenigstens vorgeblich ausschließ¬ 
lichen Verwaltung dieses Seelenheils durch die Bevorzugten wer¬ 
den die anderen der Willkür ihrer geistlichen Vormünder unter¬ 
worfen. Eine solche Organisation zum Behuf der Regelung der 
Abhängigkeit der einen von den anderen hinsichtlich der Er¬ 
kenntnis der Mittel zur Erwerbung des Seelenheils ist eine Kirche, 
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und den darauf fußenden Despotismus nennt man Klerikal» 
mus. Wie der Kapitalismus auf einer Form der F.rprcssui 
beruht, so beruht auch der Klerikalismus auf einer Form d 
Erpressung, indem hier die geistige Not der einen von di 
anderen ausgebeutet wird, um sich der Herrschaft über ih» 
Gewissen zu versichern. 

Auf Grund des Begriffs des Despotismus ist klar, daß der De 
pot nach der Alleinherrschaft streben muß. Denn solange er eine 
Rivalen hat, ist, entsprechend der Macht, über die dieser verfüg 
seine eigene Herrschaft stets bedroht; die Sicherheit der eigene 
Herrschaft kann nur durch die Ausschließung einer ihr neber 
geordneten Herrschaft gewährleistet werden. 

Die Folge davon ist, daß die Teilung der Herrschaft unter di 
dreierlei Despoten stets nur auf einem Waffenstillstand zwischo: 
ihnen beruhen kann, nicht aber ein Dauerzustand ist. mit der 
sich der eine oder der andere zufrieden geben könnte, weil c 
darin seinen Zweck verwirklicht fände. Die Natur des Despo 
tismus bringt es vielmehr mit sich, daß ein gesellschaftlicher Zu 
stand, der überhaupt in irgend einer Hinsicht despotisch ist 
dahin strebt, die verschiedenen Formen der despotischen Or 
ganisation in einer und derselben Hand zu vereinigen. Dem 
solange dies nicht geschehen ist, ist die Herrschaft des einei 
stets von der Gefahr bedroht, durch die Machtmittel, über di« 
der andere verfügt, in ihrem Plan durchkreuzt zu werden. 

Aus demselben Grunde, aus dem der Despot in seinem Herr¬ 
schaftsbereiche auf die Dauer keine Despoten anderer Art neber 
sich dulden kann, muß er aber auch danach streben, seinen Herr¬ 
schaftsbereich nach außen hin immer mehr zu erweitern. Denn so¬ 
lange außerhalb seiner Machtsphäre andere despotisch verwaltete 
Gemeinschaften bestehen, ist er gegen die Möglichkeit eines frem- 
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den Eingriffs in seine eigene Machtsphäre nicht gesichert. Daher 
hat jede despotisch verwaltete Gemeinschaft die Tendenz, andere, 
neben ihr noch bestehende Gemeinschaften in sich aufzusaugen. 
Dieses Streben nach der Weltherrschaft ist das, was man Im¬ 
perialismus nennen kann. Jeder Despotismus ist daher sei¬ 
ner Natur nach zugleich Imperialismus, und solange überhaupt 
despotische Organisationen bestehen, ist jeder Zustand der 
menschlichen Gesellschaft, in dem es nicht eine einzige, die ganze 
Gesellschaft umfassende despotische Organisation gibt, nur ein 
provisorischer, sofern das Ziel des Imperialismus in ihm noch 
nicht verwirklicht ist. 

Dem Despotismus ist eine Gestaltung des Gemeinschaftslebens 
entgegengesetzt, die von öffentlichen Zwecken geleitet wird. 
Ausschließung des Despotismus ist nur eine negative Anforde¬ 
rung des Ideals des öffentlichen Lebens, und es fragt sich erst, 
welche Zwecke denn an die Stelle der Privatzwecke des Despoten 
treten sollen. Um diese Frage zu beantworten, bedürfen wir 
einer Lehre, die uns inhaltlich bestimmte Zwecke aufweist, die 
doch nicht private Zwecke sind und deren öffentlicher Charak¬ 
ter auch davon unabhängig ist, ob die Einzelnen hinsichtlich 
ihrer Privatzwecke zufällig übereinstimmen. Es muß also eine 
objektive Allgemeinheit und darf keine subjektive Allgemeinheit 
der Zwecke sein, was diese zu öffentlichen Zwecken macht. 

Die Antwort auf diese Frage liegt in der Lehre von den Idealen 
der Freiheit und der Gleichheit. Das Ideal des öffentlichen Lebens 
wird bestimmt durch die öffentlichen Zwecke, d. h. durch die 
vernünftigen Zwecke aller Einzelnen in der Gesellschaft. Die 
Verwirklichung dieser Zwecke als solcher des gesellschaftlichen 
Lebens ist Kultur. Kultur aber ist, unmittelbar dem Ideal der 
persönlichen Selbstbestimmung gemäß, nur durch freie Selbst- 

Nelion, Öffentliche« Leben. > 



12 


Leonard Nelson. 


tätigkeit der Einzelnen möglich. Allein, sie bedarf der äußei 
Formen des gesellschaftlichen Lebens, wenn die zu solcher Seit 
tätigkeit erforderliche Freiheit den Einzelnen gesichert wert 
soll. Die Möglichkeit eines öffentlichen Lebens hängt daher ein 
scits ab von der Erfindung und Ausbildung einer Kunst , 
öffentlichen Erziehung, um die Einzelnen zur Teilnahme 
der Kultur, d. h. zu freier Selbsttätigkeit, zu bilden, und an< 
rerseits von der Erfindung und Ausbildung einer Kunst < 
öffentlichen Regierung, wodurch die äußeren, dem Ideal < 
öffentlichen Lebens dienenden Formen bestimmt und gesicli« 
werden. 

Verkennt man diese idealen Zwecke als die des öffentlich 
Lebens, so entsteht eine Verfälschung der Ideale des öffentlich 
Lebens. Gemäß den verschiedenen Arten, wie eine solche V« 
fälschung möglich ist, ergeben sich verschiedene mißversta 
dene Gcsellscha/tsidcalc. Wo diese mißverstandenen Gese 
schaftsideale herrschen, da wird auch ohne alle selbstsüchti 
Absicht derer, die die Organisation der Gesellschaft in Händ< 
haben, das Ideal des öffentlichen Lebens verfehlt. 

Die mißverstandenen Gesellschaftsideale entstehen alle d 
durch, daß man die Vernunft der Menschen als das Vermöge 
sich selbst die wahren Zwecke für die Gestaltung ihres Lebe) 
zu setzen, verkennt; ein Fehler, der um so näher liegt, als d 
rein-vernünftige Erkenntnis ursprünglich dunkel ist, d. h. in E 
mangclung unmittelbarer Evidenz nur durch philosophische R< 
flexion zur Klarheit des Bewußtseins erhoben werden kan n. 

Wo man infolge dieses Fehlers das vernünftige Prinzip d( 
Selbstbestimmung nicht anerkennt, ist man genötigt, entwedi 
subjektive Privatzwecke an die Stelle der wahren öffentliche 
Zwecke zu setzen, oder aber die öffentlichen Zwecke dadurch vo 
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bloßen Privatzwecken unabhängig zu machen, daß man sie als 
Zwecke eines den Einzelnen übergeordneten Wesens darstellt, 
dessen Wille dann für die Einzelnen zum Gesetz wird. 

Betrachten wir den ersten Fall. Hier bleiben als angeblich 
öffentliche Zwecke nur die subjektiven Zwecke der Wohlfahrt 
übrig, und man gelangt zu dem sogenannten Ideal des öffent¬ 
lichen Wohles, einem falschen Ideal der Menschheitsbeglückung. 
Dieser Begriff des öffentlichen Wohles, d. h. der Befriedigung der 
subjektiven Interessen der Menschen als eines öffentlichen 
Zweckes, enthält unmittelbar einen Widerspruch. Denn Wohl¬ 
fahrt kann als Befriedigung subjektiver Interessen und also bloßer 
Privatzwecke keinen öffentlichen Zweck darstellen. Man könnte 
die aus dieser Verwechslung subjektiver Zwecke mit öffentlichen 
Zwecken entspringende Lehre den Empirismus des öffentlichen 
Lebens nennen. 

Den Fehler dieser Lehre kann man nur vermeiden durch die 
Feststellung objektiver Zwecke, d. h. solcher, die nicht durch 
bloße Privatinteressen der Einzelnen bestimmt sind. Verkennt 
man aber die praktische Vernunft der Menschen als das Ver¬ 
mögen eines objektiven Interesses am Wert ihres Lebens, so kann 
die Objektivität der gesuchten Zwecke, und also ihre Unab¬ 
hängigkeit vom subjektiven Belieben der Einzelnen, nur be¬ 
hauptet werden durch die Fiktion objektiver Zwecke in dem 
Sinne, daß diese überhaupt nicht durch die Interessen der Ein¬ 
zelnen bestimmt sind, sondern unabhängig von solchen als der 
Zweck eines höheren Wesens. Diese Lehre, die auf der Fiktion 
der so definierten objektiven Zwecke beruht, nenne ich den 
Mystizismus des öffentlichen Lebens. 

Dieser Mystizismus kann seinerseits in zweierlei Form auftreten, 
je nachdem nämlich, ob man die Gesellschaft oder den Welt- 
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Schöpfer selbst als das höhere Wesen annimmt, dessen Zwecl 
die Ziele des öffentlichen Lebens bestimmen sollen. 

Dem Mystizismus der einen Art — man könnte ihn den Sozi 
logischen nennen — gilt die Gesellschaft selbst als eine übe 
individuelle Wesenheit, als ein Organismus im eigentlichen Sinr 
des Worts, d. h. ein eigenes Leben führendes Wesen, desse 
Zwecke die Ziele bezeichnen, nach denen die Organisation d< 
Gesellschaft erfolgen soll. So erhält man ein Ideal der Selbs 
behauptung und Machterweiterung der Gesellschaft. Der Sia, 
— denn das ist die Machtorganisation der Gesellschaft — wir 
hier zum Selbstzweck. 

Der Mystizismus der anderen Art — man könnte ihn de 
theologischen nennen — bestimmt die objektiven Zwecke al 
solche des Weltschöpfers. Dieser Weg führt auf die Idee de 
göttlichen Erziehung des Menschengeschlechts oder der Selbst 
Offenbarung Gottes in der Geschichte. Nach der Konsequen 
dieser Lehre bestimmt nicht wie dort der Staat, sondern di 
Kirche die Zwecke des öffentlichen Lebens. Denn nur vermittels 
einer geistlichen Organisation der Gesellschaft — und das is 
die Kirche — kann der Gesellschaft der göttliche Wille über 
mittelt werden und in ihr zur Herrschaft gelangen. Die Aus 
führung dieser Idee erfordert einen eigenen Priesterstand al: 
Verkünder und Vollstrecker der Zwecke der Weltregierung 
Das Ideal des gesellschaftlichen Lebens, zu dem wir so gelangen 
ist das Ideal der Hierarchie, d. h. einer despotischen Verfassung 
der Gesellschaft unter der Herrschaft des göttlichen Willens. 

Nun ist aber klar, daß diese beiden Formen des Mystizismus 
an und für sich gar keinen eigenen Inhalt von Zwecken für das 
Gesellschaftslcben bezeichnen. Denn wir müßten zuerst wissen, 
welches die Zwecke des gesellschaftlichen Organismus oder die 
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Zwecke Gottes sind, um ihnen gemäß das gesellschaftliche Leben 
gestalten zu können. Für die Bestimmung des Inhalts dieser 
Zwecke ist der Mystizismus also darauf angewiesen, eine Anleihe 
bei anderen Prinzipien zu machen. Aber angenommen auch, 
es gelänge wirklich, bestimmte Zwecke der Gesellschaft oder 
Gottes als solche zu erkennen, so würde daraus für die Bestim¬ 
mung des Ideals des öffentlichen Lebens doch nichts gewonnen 
sein. Denn es wäre erst die Frage, warum die Zwecke eines noch 
so mächtigen Wesens, sei dieses die Gesellschaft oder die Gott¬ 
heit selbst, bestimmend sein sollten für die Gestaltung des ge¬ 
sellschaftlichen Lebens durch die Menschen, und was also dem 
Zweck dieser höheren Wesen den Anspruch verleiht, zum Zweck 
der Menschen zu werden. Privatzwecke können ihrem Begriff 
zufolge nicht die Zwecke des öffentlichen Lebens sein, mögen 
sie auch die Privatzweckc eines noch mächtigen, ja des all¬ 
mächtigen Wesens sein. Für den Mystizismus bliebe freilich 
kein anderes Kennzeichen der hier maßgebenden Zwecke übrig 
als die Macht des Wesens, das sich diese Zwecke setzt. Soll 
nämlich die Eigenschaft eines Wesens, durch seine Zwecke für 
uns Ziele zu bestimmen, nicht wieder nur an der objektiven Vor¬ 
zugswürdigkeit dieser Zwecke erkannt werden, wodurch wir auf 
einen Zirkel kämen, (weil dazu schon eine anderweitige Bestim¬ 
mung dessen vorausgesetzt wäre, was als objektiv vorzugs¬ 
würdiger Zweck zu gelten hat,) so bliebe nur die faktische Über- 
e genheit der Macht jenes Wesens als Grund der Auszeichnung der 
fraglichen Zwecke übrig. Eine solche Lehre, wonach der Wille 
einer höheren Macht und also eine Autorität den Inhalt des 
Ideals des öffentlichen Lebens bestimmt, läßt sich aber kon¬ 
sequent nur in der Form des theologischen Mystizismus durch¬ 
führen. Denn wenn die Macht das Kennzeichen der Verbindlich- 
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kcit irgend welcher Zweck für uns darstellt, so können sich al 
Ideale des gesellschaftlichen Lebens letzten Endes nur herleite 
aus dem Zweck des mächtigsten Wesens und also Gottes. 

Diese beiden Lehren, der Empirismus sowohl wie auch d< 
Mystizismus des öffentlichen Lebens, gründen ihr Ideal auf ei 
heteronomes Prinzip, d. h. auf ein solches, das der menschliche 
Vernunft übergeordnet wird und von ihr Unterwerfung bean 
sprucht. Die Ablehnung jedes heteronomen Prinzips zur Be 
Stimmung des Ideals des öffentlichen Lebens führt uns auf da 
Prinzip der Autonomie. Autonomie aber, als bloße Verwerfung 
eines heteronom bestimmten Ideals verstanden, würde un 
auf das Ideal der Anarchie führen, wonach kein bestimmte 
öffentlicher Zweck übrig bleibt, der die Gestaltung des gesell 
schaftlichen Lebens leiten könnte und dem sich die Privatinter 
essen der Einzelnen unterzuordnen hätten. Unbeschränkte. 4 
Walten der Privatintcressen würde hiernach das Leben der Ge¬ 
sellschaft gestalten. Als ein Ideal des öffentlichen Lebens ge¬ 
dacht, widerspricht sich aber das Prinzip der Anarchie ebenso, 
wie dies die anderen, heteronomen Prinzipien tun. Denn selbst 
wenn die Privatinteressen der Einzelnen in der Gesellschaft 
übereinstimmen sollten, so würde uns dies doch nicht auf einen 
öffentlichen Zweck für die Gestaltung der Gesellschaft führen; 
denn im Begriff eines solchen liegt Unabhängigkeit von der zu¬ 
fälligen Übereinstimmung der faktischen Interessen der ein¬ 
zelnen Mitglieder der Gesellschaft. 

Da der Anarchismus des öffentlichen Lebens aus der Opposition 
gegen die despotische Ausartung der gesellschaftlichen Organi¬ 
sation hervorgeht, so kann er, je nachdem gegen welche der drei 
möglichen Formen des Despotismus er seine Spitze kehrt, seiner¬ 
seits in drei verschiedenen Formen auftreten. 
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Der politische Anarchismus bekämpft jede politische Or¬ 
ganisation der Gesellschaft. Er verwirft also die Einrichtung 
des Staates überhaupt. Der Staat ist nämlich nur durch eine 
Regierung möglich, d. h. durch eine den Einzelnen in der Gesell¬ 
schaft überlegene Macnt, die sich das Privatinteressc der Einzel¬ 
nen unterwirft. Nun muß allerdings jede Regierung in Händen 
einzelner Personen liegen, und sie wird daher, wenn diese die 
Regierungsgewalt in den Dienst ihres Privatinteresses stellen, 
notwendig despotisch sein. Die Regierungsgewalt braucht aber 
nicht im Dienst des Privatinteresses der Regierenden zu stehen, 
sondern kann von diesen auch im Dienst öffentlicher Zwecke 
gehandhabt werden. In der Natur herrscht notwendig die 
stärkere Gewalt über die schwächere. Dieses Naturgesetz läßt 
sich bei keiner Gesellschaftsordnung umgehen. Es wird sich 
daher auch in der Anarchie geltend machen. Wenn es aber un¬ 
möglich ist, die Herrschaft der Gewalt überhaupt auszuschließen, 
so bleibt uns nur die Wahl, ob wir den rechtlosen Zufall walten 
lassen oder aber die Macht in den Dienst des öffentlichen Rechts¬ 
gesetzes ziehen wollen. Soll daher in der Natur nicht die zu¬ 
fällig stärkere Gewalt, sondern das Recht herrschen, so kann 
dies gerade nur durch den Staat gelingen. Die Ausschließung des 
politischen Despotismus ist also nicht durch die Anarchie mög¬ 
lich, sondern allein durch den Rechtsstaat. 

Der wirtschaftliche Anarchismus besteht in der Ablehnung 
einer Organisation des Wirtschaftslebens. Er ist das Prinzip 
der unbedingten Handelsfreiheit und gründet sich auf das Dogma 
von der notwendigen Harmonie der Interessen. Bei der Ent¬ 
fesselung des freien Spiels der Kräfte wird aber in Wahrheit 
der wirtschaftlich Schwächere der Ausbeutung seitens des Stär¬ 
keren schutzlos preisgegeben. Und so haben wir auch hier nur 
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die Wahl zwischen dem rechtlosen Zufall und einer der Aus¬ 
beutung wehrenden Organisation der Gesellschaft. Die Aus¬ 
schließung des wirtschaftlichen Despotismus kann daher nicht 
durch die wirtschaftliche Anarchie gesichert werden, sondern 
allein durch den Sozialismus. 

Der kirchliche Anarchismus verwirft jeden staatlichen Ein¬ 
griff in das religiöse Leben. Er ist das Prinzip der unbeding¬ 
ten Toleranz und gründet sich auf das Dogma, daß es genügt, 
den Kampf der Religionsgesellschaften auf den Gebrauch gei¬ 
stiger Waffen zu beschränken, um auch die geistliche Knechtung 
der Menschen unmöglich zu machen und dem Einzelnen die Frei¬ 
heit der Selbstbestimmung zu sichern. Da es aber zur Aufrich¬ 
tung der geistlichen Herrschaft keiner gewaltsamen Unter¬ 
drückung bedarf, sondern das Erwachen der Menschen zu gei¬ 
stiger Selbsttätigkeit sogar weit sicherer durch das sanfte Mittel 
der Verführung vereitelt wird, so wird durch das Prinzip der 
Toleranz in Wahrheit dem geistlichen Terrorismus Tür und 
Tor geöffnet und die Freiheit des Gewissens um so sicherer der 
Herrschsucht der Priester ausgelicfcrt. Die Ausschließung des 
geistlichen Despotismus kann uns daher nicht durch das an¬ 
archische Prinzip einer sogenannten Gedankenfreiheit zu teil 
werden, sondern allein durch die Organisation der Vernunft. 

Es ist der gemeinsame Ausgangspunkt der verschiedenen For¬ 
men des Anarchismus, daß man, um nicht den Willen der Ein¬ 
zelnen einer fremden Willkür auszuliefern, es für nötig hält, 
eine Organisation der Gesellschaft überhaupt zu verwerfen. Es 
hängt daher hier alles von der Frage ab, ob und wie überhaupt 
eine Organisation der Gesellschaft möglich ist, die nicht auf 
Despotismus hinausläuft. In der Tat, jede Organisation der 
Gesellschaft unterwirft den Willen der Einzelnen einem höheren 
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Zweck. Unterwerfung des Willens der Einzelnen unter einen 
fremden Zweck ist aber Despotismus. Wie ist also eine nicht¬ 
despotische Organisation der Gesellschaft möglich? 

Dieses Problem muß freilich unauflöslich erscheinen, d. h. der 
Begriff einer nicht-despotischen Organisation der Gesellschaft 
muß als ein innerer Widerspruch gelten, solange man keine 
anderen Zwecke anerkennt als solche, die durch die faktischen 
Interessen der Einzelnen bestimmt werden. 

Und dieser Fehler ist seinerseits so lange unvermeidlich, als 
man die Vernunft infolge ihrer ursprünglichen Dunkelheit ver¬ 
kennt und mit dem an und für sich leeren, willkürlich reflektie¬ 
renden Verstände verwechselt. In diesem Falle bleibt nichts 
übrig, als entweder bei den bloßen Privatzwecken der Einzelnen 
stehen zu bleiben oder zu der mystischen Annahme objektiver 
Zwecke zu greifen, objektiver Zwecke in dem Sinne, daß sie 
überhaupt nicht durch ein Interesse der Einzelnen, sondern 
durch den Willen eines diesen übergeordneten Wesens bestimmt 
sind. Der ursprünglichen Dunkelheit der praktischen Vernunft 
zufolge sind allerdings die idealen Zwecke, durch die allein die 
Ziele des öffentlichen Lebens bestimmt werden können, nicht 
notwendig durch ein faktisches Interesse der Einzelnen vertreten. 
Denn wie weit der Einzelne sich selbst seiner eigenen wahren 
Zwecke bewußt ist, hängt von dem Grade der Ausbildung seiner 
Reflexion ab. Durch die Aufweisung solcher Zwecke, die nur je 
nach dem Maß der Ausbildung der Reflexion der Einzelnen auch 
zu einem Gegenstand ihres faktischen Interesses werden, er¬ 
öffnet sich uns der Weg zur Auflösung des Problems, wie eine 
nicht-despotische Organisation möglich ist. Wenn nämlich die 
Organisation der Gesellschaft in dem Dienst der wahren öffent¬ 
lichen Zwecke steht, so wird freilich durch sie der individuelle 
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Wille des Einzelnen einem höheren Zweck unterworfen, aber 
darum keineswegs einem fremden Zweck, sondern einem solchen, 
den er bei hinreichender Ausbildung seiner Reflexion als seinen 
eigenen anerkennen muß. Eine Organisation der Gesellschaft also, 
die die Bestimmung und Verwirklichung ihrer Zwecke dem indi¬ 
viduellen Belieben entzieht, ist dann nicht despotisch, wenn der 
Zweck, dem sie dient, kein privater, sondern der allgemeine Zweck 
aller einzelnen hinreichend Gebildeten in der Gesellschaft ist. 

Man nennt denjenigen, der die Macht in Händen hat, um die 
Organisation dem Zweck der Gesellschaft gemäß zu leiten, den 
Regenten. Die Frage nun, ob die Gesellschaft die Form einer 
Despotie hat, hängt nicht davon ab, wer in ihr der Regent ist, 
sondern davon, im Dienst welcher Zwecke das Regiment steht. 
Wenn es aber an und für sich gleichgültig ist, wer in einer Ge¬ 
sellschaft regiert, so soll es um so weniger zufällig bleiben, ob der 
Regent sein Privatintcrcsse den öffentlichen Zwecken unter¬ 
ordnet. Diese Bedingung bleibt aber so lange unerfüllt, als nicht 
diejenigen die Regierung in Händen haben, die hinreichend ge¬ 
bildet sind, um die öffentlichen Zwecke als solche zu erkennen 
und sie, unbekümmert um ihr Privatinteresse, durchzusetzen. 
Und insofern hängt freilich alles davon ab, wer regiert. Es soll 
nämlich die Regierung in den Händen der hinreichend Gebil¬ 
deten liegen. 

Hier wird man mich fragen: Wer sind die Gebildeten? Und 
wer entscheidet darüber, ob jemand zum Regieren hinreichend 
gebildet ist? Auf die erste Frage wird die Antwort gegeben 
durch die Lehre von den Idealen der Bildung. Die Ethik gibt 
uns diese Antwort; ich brauche sie daher hier nicht zu entwickeln, 
und es mag die Erinnerung genügen, daß die „Gebildeten*’ jeden¬ 
falls nicht die „Gelehrten“ sind. Was aber die zweite Frage be- 



Öffentliches Leben. 


21 


trifft, nämlich wer beurteilen soll, ob jemand zum Regieren 
hinreichend gebildet ist. und wer also berufen ist, den Regenten 
zu wählen, so ist die einzig verständige Antwort darauf: Dieje¬ 
nigen, die selbst hinreichend gebildet sind, um die erste Frage ent¬ 
scheiden zu können, und die bereit sind, sich nach dieser Entschei¬ 
dung zu richten, — also die Gebildeten selbst. Anderen darüber 
eine Anweisung zu geben, wäre ebenso töricht wie überflüssig, 
weil sie sie weder verstehen noch befolgen würden, indem sie selbst 
schon gebildet sein müßten, um sie zu verstehen und zu befolgen. 

Nun entsteht aber das Problem, wie eine nicht-despotische 
Organisation der Gesellschaft möglich ist, von neuem, wenn wir 
nämlich den Inhalt der öffentlichen Zwecke näher ins Auge 
fassen. Wir haben dies Problem bisher nur in formaler Hinsicht 
aufgelöst, d. h. nur insoweit, als es aus dem Begriff einer nicht¬ 
despotischen Organisation entsprang. Eine nicht-despotische 
Organisation ist insofern möglich, als sie im Dienst öffentlicher 
Zwecke steht. Diese Antwort läßt aber noch dahingestellt, 
welches die öffentlichen Zwecke ihrem Inhalt nach sind. Fragen 
wir nun nach dem Inhalt der öffentlichen Zwecke, so können wir 
die Antwort nur geben auf Grund der Ideale der Freiheit und 
der Gleichheit. Das Ideal der Freiheit bedeutet hier die vernünf- 

f 

tige Selbstbestimmung der Einzelnen. Wie kann aber eine Orga¬ 
nisation der Gesellschaft der Realisierung eines Ideals dienen, 
das nur durch die freie Selbsttätigkeit der Einzelnen verwirklicht 
werden kann? Hier wiederholt sich daher unser Problem. Denn 
persönliche Selbstbestimmung und Organisation, d. h. Unter¬ 
werfung des individuellen Willens, scheinen mit einander in 
Widerspruch zu stehen. Die Frage verlangt daher noch eine 
tiefer dringende Antwort. Die Unterwerfung des Willens der 
Einzelnen unter die öffentlichen Zwecke kann, sofern deren In- 
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halt durch das Ideal der Freiheit bestimmt wird, nicht erzwungen 
werden. Denn freie Selbstbestimmung und äußerer Zwang 
schließen sich in der Tat gegenseitig aus. 

Die Auflösung dieser Schwierigkeit ergibt sich aus der Über¬ 
legung, daß Menschen, als vernünftige Wesen, der Ausbildung 
ihrer Vernunft fähig sind und dadurch zur Selbstbestimmung 
geführt werden können. Ausbildung der Vernunft der Men¬ 
schen, um sie zur Selbstbestimmung zu führen, ist Erziehung. 
Durch Erziehung also ist es zu bewirken, daß das öffentliche 
Interesse zum wirklichen Interesse aller Einzelnen in der Ge¬ 
sellschaft wird. Die Organisation des öffentlichen Lebens kann 
also nur eine Organisation der Erziehung sein. Jede andere Or¬ 
ganisation muß in der Tat den freien Geist, statt ihn zu ent¬ 
wickeln, vielmehr töten und also in Despotismus ausarten. Zwang 
als Mittel der Organisation ist, wenn diese nicht despotisch sein 
soll, nur möglich entweder gegenüber solchen Wesen, die keiner 
Erziehung fähig sind und die also insofern gar nicht als ver¬ 
nünftige Wesen im eigentlichen Sinne gelten können, oder aber 
gegenüber solchen, die zwar der Erziehung an sich fähig sind, 
sich aber, aller Aufklärung ihrer Reflexion ungeachtet, bös¬ 
willig den öffentlichen Zwecken widersetzen. Zur freien Selbst¬ 
bestimmung zwar kann niemand gezwungen werden, aber die 
Ausübung von Unrecht kann durch Zwang verhindert werden. 
Der Rechtszustand läßt sich erzwingen, und Anwendung von 
Zwang zur Sicherung des Rechts geschieht im Dienst der öffent¬ 
lichen Zwecke und nicht im Dienst eines Privatzweckes. 

Das Problem, wie eine Organisation freier Menschen möglich 
ist, entspringt zutiefst aus dem Umstand, daß die ursprüngliche 
Dunkelheit des wahren Interesses der Menschen und also die 
Evidenzlosigkeit der öffentlichen Zwecke deren Existenz über- 
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haupt ignorieren läßt und so die Meinung begünstigt, die Unter¬ 
werfung der Willkür der Einzelnen unter eine Organisation sei 
nur im Dienst fremder Privatzwecke möglich und könne also auf 
nichts anderes als Despotismus hinauslaufen, eine Meinung, die 
unvermeidlich zur Folge hat, daß man, um den Despotismus aus¬ 
zuschließen, jede Organisation der Gesellschaft überhaupt ver¬ 
werfen zu müssen glaubt. In der Tat, übersieht man die durch 
die Vernunft bestimmten öffentlichen Zwecke, so bleibt nichts 
übrig, als entweder, um der Vermeidung der Anarchie willen, 
den Despotismus zuzulassen oder aber umgekehrt, um der Ver¬ 
meidung des Despotismus willen, jede Organisation der Gesell¬ 
schaft überhaupt abzulehnen. Es wird hier also aus dem an sich 
richtigen Prinzip der Autonomie auf das falsche Prinzip der An¬ 
archie geschlossen und aus der an sich richtigen Verwerfung der 
Anarchie oder der Erkenntnis der Notwendigkeit der Organisa¬ 
tion der Gesellschaft zur Realisierung des Ideals des öffentlichen 
Lebens auf die Unvermeidlichkeit des Despotismus. Der Fehler, 
der auf dieses Dilemma führt, ist auf der einen und der anderen 
Seite derselbe: Man verwechselt den Begriff der Organisation der 
Gesellschaft mit dem der Unterwerfung der Einzelnen unter 
fremde Willkür und infolgedessen das Prinzip der Autonomie, d. h. 
der Unabhängigkeit von fremder Willkür, mit der Anarchie, d. h. 
der Unabhängigkeit der individuellen Willkür von höheren 
Zwecken überhaupt. Wir können diesen Fehler vermeiden und die 
beiden an sich richtigen Voraussetzungen, aus denen hier auf der 
einen und der anderen Seite geschlossen wird, widerspruchslos 
vereinigen durch Aufweisung des ursprünglich dunklen wahren 
Interesses der Einzelnen als des Prinzips der öffentlichen Zwecke, 
wodurch sich uns die Möglichkeit einer Organisation der Frei¬ 
heit eröffnet. 
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Zwei Feinde hat das öffentliche Leben. Beide müssen über¬ 
wunden werden, wenn ein öffentliches Leben sich gestalten soll: 
Mangel an Klarheit über die öffentlichen Zwecke — dessen Quelle 
Irrtum ist— undMangel an Bereitschaft, diesen Zwecken zu dienen, 
— dessen Quelle Selbstsucht ist —. Die Tilgung des Irrtums, der 
zur Verkennung der wahren öffentlichen Zwecke führt, kann nur 
von einer aufgeklärten Philosophie erwartet werden. Den Weg, auf 
dem allein dies Werk gelingen kann, habe ich soeben gekennzeich¬ 
net. Sind die wahren öffentlichen Zwecke einmal als solche erkannt, 
so ist damit aber nur die Vorbedingung geschaffen, auf Grund 
deren erst ihre Verwirklichung möglich wird, und es bleibt noch 
der andere Feind zu besiegen, die Selbstsucht, als die Wurzel des 
Despotismus. Wie jene Aufgabe durch die fortschreitende Aus¬ 
bildung der Wissenschaft allmählich gelöst wird, so erfordert die 
Lösung dieser Aufgabe die Eroberung der Macht, um sie in den 
Dienst der wahren öffentlichen Zwecke zu ziehen. 

So werden wir hier auf ein Ideal des Kampfes geführt und auf 
die Bevorzugung einer tatenfrohen Lebensansicht vor einer nur 
beschaulichen. Das Ideal der tatenfrohen Lebensansicht ist ein 
Ideal der Kampfesfreude im Dienste öffentlicher Zwecke. Denn 
wer zur Klarheit über das Ideal des öffentlichen Lebens gelangt 
ist, dem erwächst unmittelbar die Aufgabe, für das erkannte 
Ideal einzutreten. Das Ideal des öffentlichen Lebens ist eine 
Aufgabe für den Willen der Menschen. Die Gesellschaft als solche 
hat keinen Willen, durch den sie zu handeln vermöchte und 
Zwecke verfolgen könnte. Auch die Ideale des gesellschaftlichen 
Lebens können nur durch das Zutun der Einzelnen verwirklicht 
werden. Diese Aufgabe kann von ihnen einzig gelöst werden 
durch den Kampf mit allen Bestrebungen, die darauf abzielen, 
die Gesellschaft bloßen Privatzwecken dienstbar zu machen. 
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Das vermeintliche Ideal der allgemeinen Duldsamkeit würde 
nur auf das falsche Ideal eines allgemeinen Indifferentismus 
hinauslaufen. Nur wer der Wahrheit und Gerechtigkeit gleich¬ 
gültig gegenübersteht, kann dem Irrtum und dem Unrecht gegen¬ 
über in Toleranz verharren. Das Interesse an der Erhaltung und 
Ausbreitung der Wahrheit und an der Durchsetzung des Rechts 
schließt notwendig ein solches an der Verdrängung und Ver¬ 
nichtung des Irrtums und an der Beseitigung des Unrechts ein. 

Daher müssen wir uns hier vor einer falschen Anwendung des 
Ideals der Gemeinschaft hüten. 

Das Ideal der Gemeinschaft kann nicht ohne weiteres durch 
einen Zusammenschluß aller Menschen verwirklicht werden, noch 
auch nur durch einen Kreis von Menschen, die sich durch zu¬ 
fällige äußere Bande von Natur aus vereinigt finden, sondern 
es ist das Ideal einer Gemeinschaft der Gleichgesinnten, d. h. 
einer Gemeinschaft, die durch Geistesverwandtschaft begründet 
wird und nicht durch zufällige physische Verwandtschaft. Gei¬ 
stesgemeinschaft verlangt eine Gemeinschaft idealer Zw’ccke. 
Nur eine solche verdient, Kulturgemeinschaft zu heißen. Ohne 
dies bliebe sie eine bloße physische Gemeinschaft, die als solche 
keinen ethischen Wert begründet. 

Das Ideal der Gemeinschaft stellt eine Aufgabe dar.- Es läßt 
sich nur verwirklichen durch diejenigen, die sich in seinem Dienst 
vereinigen und den Kampf gegen die dem Ideal feindlich Ge¬ 
sinnten aufnehmen. Eine solche Kampfgemeinschaft, um die nur 
physische Gemeinschaft zu einer Kulturgemeinschaft zu machen, 
kann zunächst nur eine Partei in der Gesellschaft sein. Eine 
Partei ist eine Gemeinschaft einzelner Menschen zu dem Zweck, 
die in der physischen Gemeinschaft herrschende Macht in den 
Dienst bestimmter Zwecke zu ziehen. Daher kommen wir hier 
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auf das Ideal einer Partei, die sich das Ziel setzt, die in der phy¬ 
sischen Gemeinschaft herrschende Macht in den Dienst der Ideale 
des öffentlichen Lebens zu ziehen. Die physische Gemeinschaft 
kann zu einer Kulturgemeinschaft werden nur durch den Sieg 
dieser Partei. Denn die Kultur kann in der Natur nur erscheinen 
durch den Kampf mit der Unkultur, und das Recht nur durch 
den Kampf mit dem Unrecht. Welche Tendenzen in einer Ge¬ 
sellschaft den Sieg erlangen, das hängt ab von den in ihr herr¬ 
schenden Machtverhältnissen. Die Verteilung der Macht in 
der Gesellschaft allein entscheidet, im Dienst welcher Zwecke 
sie verwaltet wird. Es ist ein Naturgesetz, daß die stärkste 
Partei in der Gesellschaft den Ausschlag gibt. Die öffentlichen 
Zwecke können in der Gesellschaft nur herrschend werden, 
wenn sie durch hinreichend starke Interessen vertreten werden, 
wenn also eine hinreichend mächtige Partei sich ihrer annimmt. 
Das Ideal des öffentlichen Lebens kann daher nur mittelbar 
verwirklicht werden durch die Wirksamkeit der Gemeinschaft 
derer, die die Herrschaft der öffentlichen Zwecke in der Ge¬ 
sellschaft erstreben, und also der hinreichend Gebildeten in 
der Gesellschaft. 

So erhalten wir denn als die einzig mögliche unmittelbare 
Anwendung der Lehre von den Idealen des öffentlichen Lebens 
die Aufgabe für die Gebildeten in der Gesellschaft, zu einer 
Partei zusammenzutreten, um mit Hilfe einer hinreichend 
mächtigen Organisation die in der physischen Gesellschaft 
herrschende Macht in den Dienst der öffentlichen Zwecke zu 
ziehen. 

Der Idealismus kann sich im öffentlichen Leben nur zeigen in 
dem Bestreben, auf die reale Machtverteilung in der Gesellschaft 
Einfluß zu gewinnen und sie so zu verschieben, daß das über- 
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gewicht der Macht den öffentlichen Zwecken dienstbar wird. 
Dies ist zugleich die allein richtige Anwendung der Maxime des 
Realismus im öffentlichen Leben. Keineswegs bedeutet dies, 
daß die Erringung von Macht an und für sich als Ideal gelten 
kann, aber der Wille zur Macht ist die unerläßliche Bedingun 
alles idealen Strebens im öffentlichen Leben. In der Natur ent¬ 
scheidet unvermeidlich die größere Macht, und es kann daher 
allein die Frage sein, ob man will, daß diese Macht despotisch, 
d. h. zu selbstsüchtigen Zwecken mißbraucht, oder daß sie in den 
Dienst öffentlicher Zwecke gestellt werden soll. Wer das eine 
ausschließen will, der muß sich das andere zur Aufgabe setzen 
und also selbst nach Erringung der größten möglichen Macht 
in der Gesellschaft streben, um sie denen aus den Händen zu 
winden, die sie zu selbstsüchtigen Zwecken mißbrauchen. 

Wo man, von abweichenden Ansichten ausgehend, ein Ideal 
der Duldsamkeit hochhält, da geschieht dies im allgemeinen gar 
nicht aus ethischen Motiven, sondern aus bloßer Klugheit, mit 
Rücksicht auf die Schwäche der eigenen Position. Wer zu schwach 
ist, um einen Kampf mit Aussicht auf Sieg zu wagen, tut frei¬ 
lich klug daran, Toleranz zu predigen; er wird dann wenigstens 
selbst der Gefahr des Unterliegens entgehen. Eine solche Toleranz 
ist aber kein ethisches Ideal, sondern lediglich eine Maxime der 
Klugheit für die Schwachen. Diese Schwäche zu einer Tugend zu 
stempeln, hieße in Wahrheit nur aus der Not eine Tugend machen. 
Sie ist eine Scheintugend, womit der Schwache seine Schwäche 
bemäntelt, um ihr den Schein eines ethischen Vorzugs zu geben. 

Man darf dieses falsche Ideal der Duldsamkeit auch nicht 
verwechseln mit dem recht verstandenen Ideal der Friedfertig¬ 
keit, und das Ideal des Kampfes nicht mit einem falschen kriege¬ 
rischen Ideal. Wir müssen Toleranz und Friedfertigkeit unter- 
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scheiden, wie wir Kampf und Krieg unterscheiden müssen. Igno¬ 
riert man diesen Unterschied, so entsteht ein mißverstandener 
Streit, indem man aus dem Ideal der kampfesfrohen Lebensan¬ 
sicht ein falsches kriegerisches Ideal ableitet, das mit dem recht 
verstandenen Ideal der Friedfertigkeit im Widerspruch steht, 
während man durch denselben Fehler veranlaßt wird, aus dem 
an sich richtigen Ideal der Friedfertigkeit ein falsches Ideal der 
allgemeinen Toleranz oder Parteilosigkeit herzuleiten. Nur durch 
die Unterscheidung zwischen Kampf und Krieg, zwischen Fried¬ 
fertigkeit und Parteilosigkeit können wir das Ideal der Fried¬ 
fertigkeit mit dem Ideal der kampfesfrohen Lebensansicht in 
Einklang bringen. Und diese beiden Ideale lassen sich nicht nur 
widerspruchslos vereinigen, sondern der Friede, als die Aus¬ 
schließung gewaltsamer Austragung von Konflikten physischer 
Gemeinschaften, ist sogar die erste Bedingung dafür, daß der 
Kampf für die Ideale des öffentlichen Lebens auch nur aufge¬ 
nommen werden kann. Denn die Möglichkeit dieses Kampfes 
verlangt die Aufhebung des Kriegszustandes, eines Zustandes, 
der seiner Natur nach den Zusammenschluß aller Kräfte der 
physischen Gemeinschaft zu einer möglichst wirksamen Aktion 
nach außen hin erfordert und der daher im Interesse der Wehr¬ 
kraft des Ganzen keine Zersplitterung durch Parteikämpfe zu¬ 
läßt. Die Aufhebung dieses Zustandes, des sogenannten Burg¬ 
friedens, als einer Bedingung der Möglichkeit der Kriegführung, 
ist der erste Schritt, um in den Kulturkampf einzutreten, durch 
den allein ein öffentliches Leben in der Gesellschaft wirklich 
werden kann. Der erste Kampf also, dessen Austragung das 
Ideal der kampfesfrohen Lebensansicht uns aufgibt, ist der 
Kampf um den Frieden, und solange dieser Kampf nicht ge¬ 
wonnen ist, bleibt das öffentliche Leben eine Utopie. 
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Diese Aufgabe, sich als Vorkämpfer für das öffentliche Leben 
einzusetzen, ist eine Pflicht der Gebildeten. Und zwar dies in 
mehrfacher Hinsicht. 

Sie erwächst ihnen einmal aus dem Umstand, daß nur wer 
kraft besserer Einsicht die Bedingungen der Rechtlichkeit des 
Gemeinschaftslebens und die wahren öffentlichen Zwecke er¬ 
kennt, diese auch zu verwirklichen berufen ist. Mit wachsender 
Einsicht erweitert sich notwendig auch der Umkreis der Pflichten 
des Menschen. Uber die ihm unmittelbar obliegenden Pflichten 
hinaus wird er es als Pflicht erkennen, sich nach seinem Vermögen 
des Rechtes derer anzunehmen, die es nicht selbst verfolgen kön¬ 
nen, sei es daß man es ihnen aus Unkenntnis der Tatsachen vor¬ 
enthält oder aus schlechtem Willen oder aus Mangel an Einsicht 
in das aus dem wahren Interesse der Menschen ihnen erwachsende 
Recht. In allen diesen Beziehungen ist es an und für sich zu¬ 
fällig, ob das Recht in der Natur gilt oder nicht, indem es von 
dem Maße der Kenntnis und Einsicht und dem guten Willen 
der einzelnen Verpflichteten abhängt, wie weit sie das Recht 
wahren, und cs bleibt daher den Gebildeten überlassen, die Gel¬ 
tung des Rechts in der Gesellschaft diesem Zufall zu entziehen. 

Aber noch in anderer Rücksicht entsteht hier eine solche 
Verpflichtung für die Gebildeten. Es fragt sich nämlich, wie 
weit der Vorzug, den die Gebildeten als solche den anderen Mit¬ 
gliedern der Gesellschaft gegenüber genießen, seinerseits eine 
Folge bloß zufälliger äußerer Verhältnisse ist. Beruht dieser 
Vorzug nur auf der Gunst ihrer äußeren Lage, die es ihnen er¬ 
möglichte, zur Bildung zu gelangen, während andere durch Un¬ 
glück oder absichtliche Unterdrückung davon ausgeschlossen 
blieben, so entsteht für die Bevorzugten die Pflicht, diesen Vor¬ 
zug auszugleichen. Denn auch fremde Schuld kann für uns der 



30 


Leonard Nelson. 


Grund einer Verpflichtung werden, wenn die von solcher Schuld 
Betroffenen auf unseren Beistand angewiesen sind. 

Der Vorzug der Gebildeten betrifft einmal ihre wirtschaft¬ 
liche Lage, sofern diese ihnen erlaubt, über die Befriedigung der 
bloßen Notdurft hinaus ihrem Leben einen positiven Wert zu 
geben, und dann die ihnen in geistiger Hinsicht gebotenen Ge¬ 
legenheiten, an der Kultur Anteil zu nehmen. 

Es kann Umstände geben, z. B. in Zeiten einer gesteigerten 
sozialen Gebundenheit, d. h. der Abhängigkeit der Einzelnen von 
ihrem gesellschaftlichen Milieu, wo die Hindernisse für die Mehr¬ 
zahl der Mitglieder der Gesellschaft, sich aus eigener Kraft zu 
einem menschenwürdigen Leben emporzuarbeiten, unüberwind¬ 
lich werden. Unter solchen sozialen Verhältnissen kann es eines 
Gebildeten unwürdig werden, sich einem wissenschaftlichen oder 
künstlerischen — also unter anderen Umständen idealen — Be¬ 
rufe zuzuwenden, darum nämlich, weil, was sonst nur eine An¬ 
forderung der Gerechtigkeitslicbe wäre, ihm durch die Umstände 
zur Pflicht gemacht wird, zu einem Gebot, das die Zurücksetzung 
aller anderen Interessen, mögen sie auch sonst noch so stark oder 
wertvoll sein, bedingungslos fordert. Unter solchen sozialen 
Verhältnissen ist der Egoismus derer, die sich die zufällige Gunst 
ihrer Lage zunutze machen, um sich ihren sozialen Pflichten 
zu entziehen, um so verächtlicher, mit je höheren Ansprüchen 
auf die Idealität ihres Berufes sie ihn beschönigen. Man könnte 
sie die Parasiten des öffentlichen Lebens nennen. 

Je größer der Überfluß an eigenen Gütern ist, seien es mate¬ 
rielle oder geistige, desto unabweislicher wird die Verpflichtung 
zum Ausgleich in der Verteilung der Güter, desto größer also 
auch der Raub, den man an den anderen begeht, wenn man sich 
dieser Verpflichtung entzieht. Und es macht in rechtlicher Hin- 
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sicht wenig aus, ob man sich einen solchen Überfluß durch ab¬ 
sichtlichen Raub angeeignet hat, oder ob man nur an ihm fest¬ 
hält, wenn man zufällig in seinen Besitz gekommen ist, und ihn 
denen vorenthält, die ein Anrecht darauf hätten. 

Ein Kampf um das Recht ist von Seiten der rechtlich Benach¬ 
teiligten nur möglich unter der Voraussetzung, daß das Interesse, 
auf dessen Befriedigung sie ein Recht haben, in ihnen lebendig ist. 
Nur ein wirkliches Interesse kann Wirksamkeit im sozialen 
Mechanismus ausüben und die Auslösung der Kräfte verursachen, 
die seine Befriedigung erzwingen. Nur ein solches kann für die 
Unterdrückten eine Triebfeder werden, sich zum Kampf für die 
Durchsetzung ihres Rechts zusammenzuschließen. Sofern eine 
solche Gemeinschaft nach der Hebung ihrer äußeren Lage stre¬ 
bender Menschen um ihr Recht kämpft, wird sie keineswegs von 
selbstsüchtigen Zwecken geleitet. Denn das Recht ist niemals 
ein Privatzweck Einzelner in der Gesellschaft, sondern der not¬ 
wendige Zweck jedes hinreichend Gebildeten. In diesem Kampf 
ums Recht sind deshalb alle Gebildeten mit den um ihr Recht 
Kämpfenden solidarisch.; Die Gebildeten dürfen bei einem solchen 
Kampf unterdrückter Klassen in der Gesellschaft nicht abseits 
stehen, sondern sie müssen in dem Ziel dieses Kampfes ihren 
eigenen Zweck erkennen. 

Nur zwei Lager sind es, aus denen dem Recht seine Vorkämpfer 
erstehen können: Zu diesem Kampf ist zunächst berufen, wer 
selbst um sein Recht zu ringen hat, um so mehr, je mehr es ihm 
geschmälert wird (denn um so weniger hat er über das nackte 
Leben hinaus aufs Spiel zu setzen), sodann aber, wer am meisten 
zu opfern willens ist, — die Entrechteten einerseits und die 
Gebildeten andererseits. „Wir brauchen“, nach einem Worte von 
Karl Marx , „um die Gesellschaft zu erneuern, ein Bündnis der 
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Leidenden und der Denkenden, der Wissenschaft und des Pro¬ 
letariats.“ 

So wichtig aber diese Aufgabe für die Gebildeten ist, so ist 
dies doch noch nicht ihre vornehmste Aufgabe im öffentlichen 
Leben. 

Das sinnliche und eben darum wirkliche Bedürfnis der Menschen 
drängt schon von sich aus auf Befriedigung hin, und je weiter 
es von der Befriedigung entfernt bleibt, desto mehr hat es die 
Tendenz, Sympathie zu erwecken und damit diesen mächtigen 
Hebel der sozialen Gerechtigkeit in Bewegung zu setzen. Wo 
aber das Recht der Menschen in Frage kommt, zur Befriedi¬ 
gung ihres wahren Interesses zu gelangen, da verhält cs sich 
ganz anders. Hier ist das Recht nicht ohne weiteres durch ein 
wirkliches Bedürfnis vertreten. 

Hier hängt es nämlich von der Ausbildung der Reflexion des 
Einzelnen ab, ob und wie weit er zur Einsicht in sein wahres 
Interesse gelangt, und wie weit also in ihm überhaupt ein Be¬ 
dürfnis nach dem wach wird, was seinem Leben Wert gibt. Hier 
gilt, daß die wahre Not da nicht mehr am größten ist, wo sie 
überhaupt als solche empfunden wird. Denn da erhebt sich der 
Einzelne zum Bewußtsein seiner menschlichen Bestimmung und 
damit schon auf die erste Stufe eines menschenwürdigen Lebens. 
Mit dem erwachenden Bedürfnis findet er aber auch Sympathie 
und damit wenigstens die Möglichkeit fremder Hilfe. Wer da¬ 
gegen der Hilfe am meisten bedarf, der kann sie von bloßer 
Sympathie am wenigsten erwarten. Denn Sympathie wird hier 
im Gegenteil der Hilfe zum Hindernis. Sympathie muß ja viel¬ 
mehr darauf hinzielen, den Menschen vor der Empfindung der 
Not zu bewahren. So bietet sich hier für die Härte der Menschen 
der willkommene Vorwand der Sympathie. Kein Betrug kann 
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ja täuschender sein als der, daß es ein unmittelbares Gebot der 
Menschenliebe sei, die Menschen nicht absichtlich unglücklich 
zu machen. 

Hier sind daher die Gebildeten in der Gesellschaft die allein 
Berufenen zum Kampf um das Recht, und die Pflicht, diesen 
Kampf zu führen, ist für sie um so weniger erläßlich. Ja sie sind 
nicht nur die dazu allein Berufenen, sondern sie müssen sogar 
damit rechnen, auch die, für deren Recht sie kämpfen, zu Fein¬ 
den zu haben, und darüber hinaus alle, die mit diesen sympathi¬ 
sieren und die, besorgt um die Zufriedenheit ihrer Mitmenschen, 
diese gern in geistlicher Vormundschaft festgehalten wissen, sei 
es aus Sympathie mit den noch Schlafenden, sei es aus Eigen¬ 
nutz. In diesem Kampf sind also in der Tat die Gebildeten auf 
sich allein angewiesen und stehen der ganzen übrigen Gesell¬ 
schaft gegenüber. Die Aussicht, in diesem Kampf zu siegen, er¬ 
scheint daher um so geringer, je höher sein Ziel steht und je 
würdiger es also eines solchen Kampfes ist. Denn hier geht es 
nicht um den Lebensgenuß, sondern um den Wert des Lebens. 

Bei dieser Lage der Dinge gibt es aber doch einen Trost für die¬ 
jenigen, die auf dem verloren scheinenden Posten ausharren. 
Denn die Gemeinschaft, die sich hier zum Kampf um das Recht 
vereinigt, wird nicht gestiftet durch die zufällige Übereinstimmung 
faktischer Interessen, sondern sie ist die notwendige Gemein¬ 
schaft aller hinreichend Gebildeten. Sie ist die wahre unsicht¬ 
bare Kirche, die ohne Dogmen und Zeremonien besteht, und 
die allein von den Priestern der Wahrheit und Gerechtigkeit 
verwaltet wird. Während in einer Gemeinschaft, die bloß durch 
die faktische Übereinstimmung subjektiver Interessen begrün¬ 
det wird, jeder Einzelne letzten Endes nur seinen Privatvor¬ 
teil sucht und also die Gemeinschaft in Wahrheit keine solche 
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der Zwecke, sondern nur der Mittel zur besseren Befriedigung des 
individuellen Bedürfnisses ist, so ist es hier der wahre Zweck 
selbst, der, kraft seiner Allgemeingültigkeit, die Gemeinschaft 
begründet. Mit jedem Zuwachs an Bildung in der Gesellschaft 
muß daher diese Gemeinschaft an Kraft und Größe gewinnen. 
Und während dort, je näher man dem Ziele kommt, desto näher 
auch die Gefahr des Zerfalls der Gemeinschaft rückt — denn das 
Ziel ist dort nur die Teilung der Beute —, so wird hier mit jedem 
Schritt, den man dem Ziele näher kommt, das Band der Gemein¬ 
schaft nur um so fester — denn das Ziel ist hier für alle dasselbe. 

Es steht keineswegs im Belieben des Gebildeten, ob er sich 
dieser Gemeinschaft anschließen will, sondern ihr Gefolgschaft 
zu leisten, ist für ihn unmittelbar Pflicht. 

Solange noch die unendliche Mehrheit seiner Mitgeschöpfe als 
schlechthin rechtlos gilt, solange cs noch Einzelnen, vermöge 
ihrer wirtschaftlichen oder politischen Übermacht, gelingt, ganze 
Klassen von Menschen oder ganze Völker als bloßes Mittel für 
ihre selbstsüchtigen Zwecke hinzuopfern, solange noch mächtige 
Institutionen bestehen, die durch Verbreitung öffentlicher Lügen 
die freie Geistesentwicklung der Menschen im Keime ersticken 
und im Namen der Religion der Menschenliebe die heiligsten 
Rechte der Menschen mit Füßen treten, ja solange nicht die letzte 
Spur solcher Institutionen vom Erdboden getilgt ist, so lange 
soll sich der Gebildete in der Schuld seiner entrechteten Mit¬ 
geschöpfe fühlen, so lange ist für den Gebildeten kein höheres 
Interesse und kein höherer Beruf möglich als die Erfüllung der 
ihm hieraus erwachsenden Pflicht, so lange soll er also auch den 
Wert seines eigenen Lebens allein nach der Erfüllung dieser 
Pflicht bemessen. 

Wer sich diesen Aufgaben entzieht, verwirkt den Anspruch, 
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ein gebildeter Mensch zu heißen. Denn entweder fehlt ihm die 
Wahrheitsliebe, um seine Pflicht sehen zu wollen, oder er läßt es 
nicht nur an tätiger Menschenliebe oder auch nur an Gerechtig¬ 
keitsliebe fehlen, sondern er macht sich unmittelbar einer Ver¬ 
letzung seiner Pflicht schuldig, erfüllt also nicht einmal die 
Bedingung, um ein moralischer Mensch zu heißen. 

Diese Darstellung von den Aufgaben der Gebildeten im öffent¬ 
lichen Leben wird vielleicht manchem zu rigoristisch erscheinen. 
Aber in einer Zeit, wo man weit größere Opfer als die für das hier 
Verlangte erforderlichen als etwas nicht nur Schönes, sondern 
sogar Selbstverständliches ansieht, ist dieser Einwand, wie ich 
hoffe, weniger zu befürchten. Nicht nur auf kriegerischem Gebiet 
finden sich Aufgaben, die Hingebung und Opfermut verlangen; 
Aufgaben, die darum nicht geringer und nicht weniger würdig 
sind, weil sie im konventionellen Urteil weniger gelten, Aufgaben, 
die gelöst werden müssen, wenn der Kampf um die Erhaltung 
einer physischen Gemeinschaft Wert und Würde erhalten soll. 
Denn die Erhaltung und Behauptung einer physischen Gemein¬ 
schaft ist an und für sich kein idealer Zweck. Sie kann nur mittel¬ 
bar zu einem solchen werden, sofern die Gemeinschaft eine 
Kulturgemeinschaft darstellt, und also nur insofern, als sich 
Menschen finden, die Mut und Kühnheit und Selbstlosigkeit 
genug besitzen, um den Kulturkampf zu führen, ohne den das 
öffentliche Leben allezeit ein leeres Wort bleiben wird. 
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